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Ausgangslage bei der archivischen Sicherung 
des AOK-Schriftguts
Den Auslöser für eine archivische Fachdiskussion über ei-
ne Archivierung des Schriftgutes der Allgemeinen Orts-
krankenkassen bot die bundesweit relevante Änderung der 
Organisations- und Selbstverwaltungsstrukturen der All-
gemeinen Ortskrankenkassen Mitte der 1990er-Jahre im 
Zuge des Gesundheitsstrukturgesetzes vom 21. Dezember 
1992 mit der Einführung der freien Kassenwahl.1 Weni-
ge Jahre später erfolgte die politische und wissenschaftli-
che Auseinandersetzung mit dem Th ema »Zwangsarbeit 
im NS-Staat« und die damit einhergehende Quellensuche 
in potentiellen Archivbeständen. Dabei kristallisierte sich 
bereits heraus, dass die AOK-Quellen auf regionaler Ebene 
ein wichtiges und zeitlich umfassendes Abbild wirtschafts- 
und sozialgeschichtlicher Strukturen darstellen.

Erste Ansätze zur Archivierung von AOK-Schriftgut gab 
es in Niedersachsen, wo sich zum 1. April 1995 aus den bis 
dahin neun selbstständigen Allgemein Ortskrankenkassen 
im Land die AOK Niedersachsen gegründet hatte. Mit die-
ser Neustrukturierung verband die AOK den Wunsch, das 
in den ehemals selbstständigen Kassenstandorten lagern-
de und von der AOK Niedersachsen nicht mehr benötigte 
Schriftgut gemäß der Vorschriften des niedersächsischen 
Archivgesetzes zu bewerten und zu sichern.2 

Entsprechende Verhandlungen mit der niedersächsi-
schen Archivverwaltung und der Arbeitsgemeinschaft nie-
dersächsischer Kommunalarchivare e. V. (ANKA) führten 
zur Aufstellung einer Liste der für eine Übernahme ge-
eigneten Archive in öff entlicher Trägerschaft. Des Weite-
ren erarbeitete die ANKA Empfehlungen zum Umgang 
mit dem Schriftgut der ehemaligen AOK-Regionaldirek-
tionen.3 Allerdings bestehen in Niedersachsen bei den für 
eine Überlieferungsbildung in Frage kommenden Kom-
munalarchiven große Vorbehalte gegen eine Übernahme 
von Schriftgut der AOK. Diese Vorbehalte resultieren ins-
besondere aus den oftmals unzulänglichen räumlichen und 
personellen Verhältnissen, die schon für die Erfüllung der 
Kernaufgaben kaum Kapazitäten lassen.4 Daher ist in den 
meisten Fällen das AOK-Schriftgut alternativ von den re-
gional zuständigen niedersächsischen Staatsarchiven über-
nommen worden.5

In Baden-Württemberg ging der Anstoß zu einer Über-
lieferungssicherung von AOK-Schriftgut – entgegen der 
sich auf archivgesetzliche Rahmenbedingungen stützen-
den Vorgehensweise der AOK in Niedersachsen – von ei-
ner Privatperson aus: Ein Geschichtsstudent wollte für 
seine Studien zu Zwangsarbeitern Unterlagen einer AOK-
Bezirksdirektion einsehen. Der daraufhin in Gang gesetzte 
Diskussionsprozess, an dem die AOK Baden-Württemberg, 

der Datenschutzbeauftragte des Landes Baden-Württem-
berg und die Landesarchivdirektion Baden-Württemberg 
maßgeblich beteiligt waren, endete mit einer Übernahme 
von Mitglieder- und Leistungskarteien der Zwangsarbeiter 
durch die baden-württembergischen Staatsarchive.6

Diese beiden durchaus unterschiedlich gelagerten Fäl-
le waren für das LWL-Archivamt für Westfalen der An-
stoß für eine Refl ektion der Überlieferungssituation von 
AOK-Quellen in Westfalen. Der Ausgangspunkt war da-
bei das Jahr 1994, in dem die Allgemeinen Ortskranken-
kassen in Westfalen-Lippe zur AOK Westfalen-Lippe mit 
Sitz in Dortmund vereinigt worden waren. Die neue AOK 
Westfalen-Lippe war damit in die Rechte und Pfl ichten der 
bisherigen Ortskrankenkassen eingetreten.

Bis zu dieser grundlegenden Strukturänderung waren 
die Kassenbezirke der ehemals selbstständigen 27 westfä-
lisch-lippischen Ortskrankenkassen deckungsgleich mit 
den Sprengeln der 9 kreisfreien Städte und 18 Kreise ge-
wesen. Eine sich daraus ableitende regionale Relevanz der 
Überlieferung begründet sich in der historischen Ent-
wicklung des Krankenkassenwesens: Ende des 19. Jahr-
hunderts wurden die Allgemeinen Ortskrankenkassen 
nach dem Krankenversicherungsgesetz von 1883 auf lo-
kaler Ebene gegründet und passten ihre Bezirke zumindest 
in Westfalen im Laufe der Zeit durch Kassenzusammenle-
gungen dem Verwaltungszuschnitt der Kreise bzw. kreis-
freien Städte an. Insofern ist eine Übernahme des AOK-
Schriftgutes seitens der Kommunalarchive im Rahmen 
ihrer Verantwortung für die Dokumentation lokaler/re-
gionaler Lebenswelten im Sinne des Positionspapiers »Das 
historische Erbe sichern! Was ist aus kommunaler Sicht 
Überlieferungsbildung?« der Bundeskonferenz der Kom-
munalarchive beim Deutschen Städtetag eine naheliegen-
de Folgerung. In Westfalen wird diese Folgerung durch ein 
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relativ dicht geknüpftes Netz von Kommunalarchiven un-
termauert, die in der Lage sind, eine entsprechende Über-
lieferungsbildung zu betreiben.

Diese Fakten veranlassten das LWL-Archivamt, sich in-
tensiver für eine Überlieferungssicherung des archivwür-
digen AOK-Schriftgutes auf kommunaler Ebene zu enga-
gieren, zumal sich bis dato in Westfalen keine archivische 
Institution intensiver mit dem Registraturbildner AOK 
auseinandergesetzt hatte.

Als ein erster Schritt wurde die Überlieferung von Kran-
kenkassen auf dem 53. westfälischen Archivtag in Menden 
thematisiert. Jürgen Bohmbach, damaliger ANKA-Vorsit-
zender und damit in federführender Position auch an den 
Verhandlungen der AOK Niedersachsen mit den nieder-
sächsischen Archiven beteiligt, referierte am 14. März 2001 
über die regionale Überlieferung der Allgemeinen Orts-
krankenkassen und die Probleme der archivischen Siche-
rung.7 Ein Hauptproblem bestand laut Bohmbach darin, 
unter dem Gesichtspunkt des sowohl für die AOK Nieder-
sachsen als auch für die ANKA wesentlichen Kriteriums 
der fl ächendeckenden Überlieferungssicherung die als zu-
ständig angesehenen Kommunalarchive zu einem gemein-
sam abgestimmten und koordinierten Vorgehen zu bewe-
gen.

Im Folgenden wurde das Th ema der Sicherung von 
AOK-Überlieferungen im November 2001 in der Sitzung 
des Arbeitskreises nordrhein-westfälischer Kreisarchiva-
rinnen und Kreisarchivare in Neuss vom LWL-Archivamt 
vorgetragen, um ein Stimmungsbild aus dem Bereich der 
nordrhein-westfälischen Kommunalarchive zu erhalten 
und gegebenenfalls ein koordiniertes Vorgehen anzuregen. 
Dieser Arbeitskreis wurde von den drei verbandspolitisch 
ausgerichteten Arbeitsgemeinschaften der Kommunal-
archive in Nordrhein-Westfalen ausgewählt, da dort die 
überwiegende Mehrzahl der potentiellen Übernahme-
archive vertreten war. Der Vortrag des Th emas vor dem 
Arbeitskreis wurde mit der Bitte verbunden, dem LWL-Ar-
chivamt ein Votum zu erteilen, mit der AOK Westfalen-
Lippe in Verhandlungen über eine Sicherung der histori-
schen Kernüberlieferung eintreten zu können. Nachdem 
im Arbeitskreis Zustimmung für eine Gesprächsaufnah-
me hinsichtlich einer grundsätzlichen und auf kommu-
naler Ebene basierenden Überlieferungssicherung signali-
siert wurde, erfolgte unmittelbar die Kontaktaufnahme zur 
AOK Westfalen-Lippe.

Kooperation zwischen der AOK Westfalen-Lippe, 
dem LWL-Archivamt für Westfalen und den 
westfälisch-lippischen Kommunalarchiven
Nachdem die ersten Gespräche zur Archivierung von AOK-
Schriftgut im Jahr 2002 stattgefunden hatten, dauerte es 
letztlich bis April 2008, bis eine Kooperationsvereinbarung 
zwischen dem LWL-Archivamt und der AOK Westfalen-
Lippe über die »Archivische Erschließung der in den Re-
gionaldirektionen der AOK Westfalen-Lippe befi ndlichen 
Kernüberlieferungen bis zum Stichjahr 1994« abgeschlos-

sen werden konnte. In diesem sechsjährigen Zeitraum gab 
es regelmäßige Kontakte zwischen den an der projektierten 
Überlieferungssicherung beteiligten Parteien. Die ersten 
Gespräche zwischen dem LWL-Archivamt und der AOK-
Zentraldirektion wurden sehr ergebnisoff en geführt und 
dabei sämtliche denkbare Archivierungsszenarien erörtert. 
Grundsätzlich ließ die AOK-Zentraldirektion ihre Bereit-
schaft zur Archivierung historisch relevanten Aktenmate-
rials erkennen. Auch die für die Verwaltung von Altregis-
traturen zuständigen Abteilungsleiter Büroservice in den 
AOK-Regionaldirektionen wurden von der Zentraldirek-
tion relativ früh informell einbezogen, um diesen Perso-
nenkreis für die Notwendigkeit zu sensibilisieren, die his-
torischen Unterlagen zu sichern. Anfang des Jahres 2003 
fand vor diesem Hintergrund auch eine der regelmäßi-
gen westfalenweiten Arbeitstagungen der Abteilungsleiter 
Büroservice im LWL-Archivamt statt. Dort konnten u. a. 
die Aufgaben eines Archivs verdeutlicht und die archivi-
schen Arbeitsabläufe konkret vorgestellt werden. Bei späte-
ren Kontakten mit einzelnen Büroleitern ist immer wieder 
bestätigt worden, dass diese Sitzung die Bedeutung einer 
historischen Überlieferungssicherung und die Tragweite 
einer fachgerechten Archivierung sehr nachhaltig verdeut-
licht hat. So wurde frühzeitig zwischen der AOK-Zentral-
direktion, den Abteilungsleitern Büroservice bei den Re-
gionaldirektionen und dem LWL-Archivamt der Konsens 
herbeigeführt, dass bis zu einer wie auch immer gearteten 
Regelung der Überlieferungs- bzw. Archivierungsfrage kei-
ne Unterlagen aus den potentiell archivwürdigen Registra-
turteilen auszusondern seien.

Noch im gleichen Jahr wurde die Altregistratur der 
AOK-Regionaldirektion Bochum/Dortmund/Herne am 
Standort Dortmund besichtigt, um einen Einblick in die 
Registraturverhältnisse zu erlangen und dabei gegebenen-
falls die niedersächsischen Empfehlungen zum Umgang 
mit AOK-Schriftgut und insbesondere die darin enthalte-
nen Bewertungsmaßstäbe zu verifi zieren.8

Als Ergebnis wurde festgehalten, dass unter der Maßga-
be einer Überlieferungsbildung in kommunalen Archiven 
vordringlich die Kernüberlieferung im Bereich der Verwal-
tungsakten zu sichern ist, während der sehr umfangreiche 
Massenaktenbereich im Leistungswesen aus regionalge-
schichtlicher Sicht grundsätzlich nicht überlieferungswür-
dig sein dürfte. Damit wurden die niedersächsischen Be-
wertungsempfehlungen in den wesentlichen Punkten 
bestätigt. Die umfangreichen Mitglieds- und Arbeitgeber-
karteien wurden von der Bewertung ausgenommen, da 
hier in der Regel noch keine Aussonderungsbereitschaft 
seitens der AOK bestand.9

7 Vgl. Bohmbach, wie Anm. 4.
8 Vgl. Bohmbach/Kehne, Empfehlungen, wie Anm. 3.
9 In einigen Fällen bestand seitens der Regionaldirektionen bei den nach 

Abschluss der Kooperationsvereinbarung erfolgten Aussonderungen 
dennoch der Wunsch, die Arbeitgeberlisten ebenfalls auszusondern. 
Da diese jedoch nicht Bestandteil der Kooperationsvereinbarung zwi-
schen der AOK Westfalen-Lippe und dem LWL-Archivamt für Westfalen 
waren, wurde hierzu eine gesonderte Arbeitsgruppe installiert, deren
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Bei den Gesprächen zwischen der AOK-Zentraldirek-
tion und dem LWL-Archivamt kristallisierte sich schnell 
heraus, dass die AOK zu einer dezentralen Archivierung 
der in den AOK-Regionaldirektionen befi ndlichen Unter-
lagen tendierte. 

Dementsprechend wurden im November 2003 die als 
Aufnahmearchiv in Frage kommenden Kommunalarchi-
ve – nämlich die Kreisarchive und die Archive der kreisfrei-
en Städte – angeschrieben, um ihre Bereitschaft zur Über-
nahme archivwürdigen AOK-Schriftguts im Rahmen von 
Depositalverträgen abzufragen.

Nachdem sich nahezu alle betroff enen Archive dazu be-
reit erklärt hatten, fanden sie sich Ende März 2004 im 
LWL-Archivamt zusammen, um gemeinsam mit den Ver-
tretern des Archivamtes off ene Fragen zur Ausgestaltung 
der Depositalverträge sowie zum Verfahrensablauf der Be-
wertung und Erschließung einschließlich der Kostenfrage 
zu besprechen. Übereinstimmung bestand darin, dass ei-
ne zentrale Erschließung im Archivamt auf Basis eines von 
der AOK zu fi nanzierenden Werkvertrages der geeignets-
te Weg zur einheitlichen und zeitnahen Aufarbeitung der 
AOK-Überlieferung sei.

Um den Erschließungs- und damit letztlich auch den 
Kostenaufwand annähernd ermitteln zu können, wurde 
daraufhin im LWL-Archivamt zunächst das archivwürdige 
Schriftgut einer bis 1994 selbstständigen AOK im Herbst 
2004 exemplarisch erschlossen und magazintechnisch auf-
bereitet. Zwischen Juni und Juli 2005 erfolgte dann eine 
Bereisung der 13 AOK-Regionaldirektionen mit einer Be-
standsaufnahme der jeweils potentiell archivwürdigen Un-
terlagen. Aus der Summe der erhobenen Daten wurde eine 
Kostenaufstellung gefertigt, in der die Mittel für die Ein-
stellung von Fachpersonal und die Materialkosten hoch-
gerechnet wurden.10 Mit dieser Kostenaufstellung wurde 
der AOK-Zentraldirektion im November 2005 auch ein 
erster Entwurf einer Kooperationsvereinbarung vorgelegt. 
Nach internen Diskussionsprozessen in der AOK Westfa-
len-Lippe wurde dem LWL-Archivamt im April 2007 eine 
modifi zierte Version des Entwurfes übermittelt, der dann 
im Juni 2007 den involvierten Kommunalarchiven bei ei-
ner Zusammenkunft in Münster vorgestellt und gemein-
sam diskutiert wurde. Der Entwurf stieß grundsätzlich auf 
Zustimmung.

Nach mehrmaliger Überarbeitung wurde die Koopera-
tionsvereinbarung über die »Archivische Erschließung der 
in den Regionaldirektionen der AOK Westfalen-Lippe 
befi ndlichen Kernüberlieferung bis zum Stichjahr 1994« 
am 2./8. April 2008 vom Vorstandsvorsitzenden der AOK 
Westfalen-Lippe und dem Leiter des LWL-Archivamtes für 
Westfalen unterzeichnet.11

Diese Vereinbarung regelt umfassend die Sicherung 
der historischen Kernüberlieferung der 27 bis zum Zu-
sammenschluss im Jahre 1994 selbständigen Allgemei-
nen Ortskrankenkassen in Westfalen-Lippe. Sie umfasst 
die Bewertung, Übernahme und Erschließung des rele-
vanten Quellenmaterials durch das LWL-Archivamt und 

die sich nach den archivischen Bearbeitungsprozessen an-
schließende dezentrale Aufbewahrung und Nutzbarma-
chung in den regional zuständigen Kommunalarchiven. 
Für die Übernahme in die Kommunalarchive sind zwi-
schen der jeweiligen AOK-Regionaldirektion und dem 
Zielarchiv Depositalverträge abgeschlossen worden. Da-
nach erfolgt die Benutzung der Archivalien generell im 
Rahmen des Archivgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 16. 
Mai 1989 und der Benutzungsordnung des den Archiv-
bestand aufnehmenden Kommunalarchivs in der jeweils 
gültigen Fassung. Besondere Benutzungsmodalitäten be-
stehen gemäß der Kooperationsvereinbarung für die Proto-
kollbücher der Selbstverwaltungsorgane sowie für die Un-
terlagen zu den Sozialversicherungswahlen. Diese dürfen 
erst 60 Jahre nach Aktenschluss unter Berücksichtigung 
der Verkürzungsmöglichkeit nach § 7 (4) Archivgesetz 
NW genutzt werden.12 Die Möglichkeit der Sperrfristen-
verkürzung bleibt ausschließlich dem Vorstand der AOK 
Westfalen-Lippe vorbehalten. Ein entsprechender Antrag 
ist über das Kommunalarchiv dorthin zu richten.

Die Zuordnung der einzelnen AOK-Bestände zu den 
Kommunalarchiven orientiert sich an den historisch ge-
wachsenen Zuständigkeiten der Allgemeinen Ortskran-
kenkassen in Westfalen-Lippe vor der grundlegenden 
Neustrukturierung im Jahr 1994. Hierbei war es, wie be-
reits erwähnt, vorteilhaft, dass die Kassenbezirke mit den 
Sprengeln der Kreise und kreisfreien Städte deckungsgleich 
waren. Demzufolge fungieren 27 Kommunalarchive als 
Zielarchiv für die Aktenbestände der ehemals 27 selbst-
ständigen Allgemeinen Ortskrankenkassen in Westfalen-
Lippe (vgl. Übersicht S. 38).

Kernüberlieferung und Quellenwert
Die AOK Westfalen-Lippe ist heute mit mehr als 2,1 Mil-
lionen Versicherten die größte Krankenversicherung in 

 Ergebnisse in dem Beitrag von Hans-Jürgen Höötmann und Ute Lang-
kamp »Überlegungen zur Archivwürdigkeit von Arbeitgeberlisten der 
Allgemeinen Ortskrankenkassen«, in: Archivpfl ege in Westfalen-Lippe 
64 (2006), S. 17–21, zusammengefasst sind. Sollten zukünftig weitere 
Regionaldirektionen Arbeitgeber- aber auch Mitgliedskarteien aus-
sondern wollen, ist über die mittlerweile fl ächendeckend bestehenden 
Kontakte zwischen den Regionaldirektionen und den Kommunalarchi-
ven sichergestellt, dass Letztere an der Aussonderung beteiligt werden 
und gegebenenfalls eigenständige, nicht unter die Kooperationsverein-
barung fallende Depositalverträge mit den AOK-Regionaldirektionen 
abschließen.

10 Eine sechsmonatige Stelle für eine/n Dipl.-Archivar/in (EG 9 TVöD) zur 
Erschließung bzw. eine zwölfmonatige Stelle für eine/n FAMI (EG 5 
TVöD) zur magazintechnischen Bearbeitung.

11 Im Rahmen der redaktionellen Überarbeitung und der damit verbun-
denen Prüfung der Kooperationsvereinbarung durch das Justitiariat 
der AOK wurde die Frage nach der Anbietungspfl icht gemäß den 
Bestimmungen des nordrhein-westfälischen Archivgesetzes und 
nach der Verpfl ichtung zur Übernahme der Erschließungskosten 
gestellt. Zwischenzeitlich schien diese Frage sogar den erfolgreichen 
Abschluss der Kooperationsvereinbarung zu gefährden. Letztlich 
war sich die AOK jedoch ihrer Tradition und der daraus erwachsenen 
Verantwortung für den Erhalt ihres historischen Erbes bewusst.

12 Diese Sonderregelung geht auf den ausdrücklichen Wunsch des Vor-
standes der AOK Westfalen-Lippe zurück. Durch die von Seiten des 
LWL-Archivamtes für Westfalen durchgesetzte Möglichkeit der Sperr-
fristenverkürzung dürften sich jedoch für die historische Forschung 
daraus keine Nachteile ergeben.
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AOK-Regional-
direktion

Verwahrendes Archiv Archivbestand Umfang Laufzeit

VE* lfdm.

Märkischer Kreis Kreisarchiv des 
 Märkischen Kreises

AOK Märkischer 
Kreis

557 10 1855–1994

Paderborn/
Höxter

Kreisarchiv Höxter
Kreisarchiv Paderborn

AOK Höxter
AOK Paderborn

225 
283

4
5,5

1884–1994
1884–1994

Siegerland-
 Wittgenstein/
Olpe

Kreisarchiv Siegen-
 Wittgenstein
Stadtarchiv Olpe

AOK Siegerland-
Wittgenstein**

AOK Olpe

271 

164 

6

3,5

1892–2002

1884–1995

 Recklinghausen/
Bottrop/ 
Gelsenkirchen

Kreisarchiv Reckling-
hausen
Stadtarchiv Gelsen-
kirchen
Stadtarchiv Bottrop

AOK Reckling-
hausen
AOK Gelsenkirchen

AOK Bottrop

274 

115 

112 

5,5

3

2,5

1886–1994

1909–1995

1894–2000

Lippe Kreisarchiv Lippe AOK Lippe 272 6 1885–1998

Ennepe-Ruhr-
Kreis/Hagen

Stadtarchiv Hagen
Stadtarchiv Gevelsberg

AOK Hagen
AOK Ennepe-Ruhr**

204 
153

5
3

1884–1998
1884–1994

Gütersloh/Bielefeld Kreisarchiv Gütersloh
Stadtarchiv Bielefeld

AOK Gütersloh
AOK Bielefeld

337 
306 

5,5
5,5

1881–1997
1884–1997

Hochsauerland/
Lippstadt-Soest

Kreisarchiv Hoch-
sauerlandkreis
Kreisarchiv Soest

AOK Hoch-
sauerland
AOK Lippstadt-
Soest

571
 

238 

11,5

5,5

1884–1996

1884–1995

Herford/
Minden-Lübbecke

Kreisarchiv Herford
Kommunalarchiv Minden

AOK Herford
AOK Minden-
 Lübbecke

374
65 

8,5
1,5

1884–1996
1931–1995

Unna/
Hamm

Kreisarchiv Unna
Stadtarchiv Hamm

AOK Unna
AOK Hamm

279
90

5
1

1884–1995
1938–1995

Steinfurt/
Borken

Kreisarchiv Steinfurt
Kreisarchiv Borken

AOK Steinfurt
AOK Borken

216
158

4,5
4

1884–1994
1913–1994

Münster/
Coesfeld/
Warendorf

Kreiszentralarchiv 
 Warendorf
Kreisarchiv Coesfeld
Stadtarchiv Münster

AOK Warendorf

AOK Coesfeld
AOK Münster

314

87
177 

4,5

2
4,5

1903–1995

1913–1995
1913–1995

Bochum/ 
Dortmund/
Herne

Stadtarchiv Herne
Stadtarchiv Bochum
Stadtarchiv Dortmund

AOK Herne
AOK Bochum
AOK Dortmund**

283
300
376

6,5
7

10

1904–1995
1884–1995
1884–1995

* Verzeichnungseinheiten.
** Vorläufi ge Werte, da Bestand noch in Bearbeitung.

Übersicht zu Umfang und Verteilung der AOK-Bestände
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Westfalen-Lippe und beschäftigt gegenwärtig in 180 Ge-
schäftsstellen rund 5.800 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. Damit ist die AOK zwangsläufi g ein Produzent von 
Massenschriftgut, das insbesondere im Leistungsbereich, 
d. h. im täglichen Umgang mit den Versicherten, entsteht 
und in der Regel keinen dauerhaften Wert für die histori-
sche Forschung besitzen dürfte.13 Archivwürdiges Schrift-
gut, das die regional geprägte soziale und wirtschaftliche 
Entwicklung, die Wandlungen der sozialen Sicherungssys-
teme und die Diff erenzierung des Gesundheitswesens do-
kumentiert, fällt vorrangig im Bereich des zentralen Ver-
waltungsschriftgutes an. Insofern wurde versucht, aus den 
nachfolgend aufgeführten Bereichen die entsprechenden 
Akten umfassend und fl ächendeckend zu archivieren:

Protokollbücher der Gremien (Vorstand, Ausschüsse,  •
General- bzw. Vertreterversammlungen, Beirat),
Sozialwahlen, •
Satzungsangelegenheiten, •
Finanzunterlagen (Haushaltspläne, Jahresrechnungen  •
etc.),
Verwaltungs- bzw. Geschäftsberichte. •

Der Wert dieser Kernüberlieferung war in den einzelnen 
Regionaldirektionen off ensichtlich ebenfalls hoch geschätzt 
worden, denn oftmals lagen die entsprechenden Unterla-
gen im Gegensatz zum sonstigen Verwaltungsschriftgut 
noch vor. Neben dieser Kernüberlieferung wurden – so-

fern vorhanden – adäquate Unterlagen der durch die AOK 
übernommenen Betriebskrankenkassen archiviert. In Ein-
zelfällen befanden sich in den Altregistraturen rudimen-
tär noch Akten aus der Verwaltungsregistratur vor 1994. 
Außer Bauakten, die vor Ort noch benötigt werden und 
dementsprechend nicht zur Aussonderung anstanden, sind 
diese Akten einzeln bewertet und gegebenenfalls in den Ar-
chivbestand übernommen worden. Ebenfalls wurden Ak-
ten zu regionalen Arbeitsgemeinschaften der AOK bzw. zu 
kassenübergreifenden Arbeitsgemeinschaften archiviert.

Die vorskizzierten Unterlagen bieten Informationen zu 
grundsätzlichen Angelegenheiten wie der Mitgliedschaft 
(Versicherungspfl icht, Verhältnis zu Betriebs-, Innungs- 
und Ersatzkassen) und der Beitragsentwicklung. Sie doku-
mentieren die Leistungsgewährung durch die Krankenkas-
se (Krankenhilfe, Wochenhilfe, Familienhilfe) und nicht 
zuletzt die Verwaltung der Kasse selbst einschließlich der 
Sozialwahlen und der ehrenamtlichen Tätigkeit von Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern.

Auszug aus einem Protokollbuch des Vorstandes der AOK 
Recklinghausen mit alphabetischem Verzeichnis der  Beschlüsse 
(Kreisarchiv Recklinghausen, AOK Recklinghausen Nr. 110)

Auszug aus einem Protokollbuch der Vertreterversammlung 
der AOK Recklinghausen mit alphabetischem Verzeichnis der 
 Beschlüsse (Kreisarchiv Recklinghausen, AOK Recklinghausen 
Nr. 113)

13 Die Akten aus dem Leistungsbereich sind nicht intensiver auf ihre 
Archivwürdigkeit geprüft worden, weil innerhalb des Kreises der sich 
an der Überlieferungsbildung beteiligenden Kommunalarchive Kon-
sens darüber bestand, dass sich die Überlieferungsbildung auf den 
Kernbereich der Verwaltungsakten beschränken sollte und die Akten 
des Leistungsbereiches aus lokalgeschichtlicher Sicht wenig Substanz 
aufweisen. Es wäre ggf. zu überdenken, ob in einzelnen Bereichen 
eine Auswahlarchivierung sinnvoll ist. Als Zielarchive dürften die Kom-
munalarchive hierbei allerdings vorrangig nicht in Betracht kommen.
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Die in den Protokollbüchern der Gremien dokumen-
tierten Th emen sind eine Fundgrube für Untersuchungen 
zur Entwicklung der Gesundheitspolitik. Die Eintragun-
gen spannen dabei den Bogen von richtungsweisenden 
Grundsatzentscheidungen bis zur Bearbeitung von Ein-
zelfällen der Mitglieder.

Ein mosaiksteinartiger Ausschnitt von Tagesordnungs-
punkten aus den Gremiensitzungen mag die Bandbreite 
illustrieren: Anwendung von Satzungsvorschriften, Über-
prüfungen des Leistungskatalogs, Kostenübernahmen und 
Zuschüsse für spezialärztliche Maßnahmen, Zuschüsse für 
Kindermilchspeisungen, Honorarregelungen mit Ärzten, 
Regelung des Krankenbesucherdienstes, Festsetzung von 
Krankenhauspfl egesätzen, fi nanzielle Situation der Kasse, 
Besetzung der Geschäftsführerstellen, Sicherheit am Kas-
senschalter, Öff entlichkeitsarbeit, Entwicklung der EDV, 
Wahlen der Selbstverwaltungsgremien etc. pp.

Neben diesen Materialien aus den Führungsgremien 
sind die Haushaltsunterlagen von besonderem Wert, da 
sie detaillierte Aussagen zur Entwicklung des Mitglieder-
bestandes und der Inanspruchnahme von Leistungen mit 
einer sehr diff erenzierten quantitativen und qualitativen 
Leistungsübersicht ermöglichen. Zudem dokumentiert 
sich in ihnen die Vermögensentwicklung der Kasse.

Die vorbeschriebenen Beispiele verdeutlichen, dass die 
Unterlagen von der Organisation der Krankenversicherung 
über die Ausgestaltung sozialer Sicherheit bei der Leistungs-

entwicklung bis zur demokratischen Mitbestimmung der 
Versicherten und Arbeitgeber in mehr oder minder detail-
lierter Form über vier Gesellschaftssysteme hinweg reichen. 
Sie geben Auskunft über die medizinische Versorgung ei-
ner Region bzw. über die öff entlich-rechtliche Daseinsvor-
sorge im Krankheitsfall. Diese Versorgung weist durchaus 
regional unterschiedliche Niveaus und Strukturen auf, da 
die Leistungen und Beiträge bis 1994 selbstbestimmt von 
den jeweiligen Allgemeinen Ortskrankenkassen vor Ort 
festgelegt wurden. Nicht zuletzt deshalb waren Kassen-
zusammenlegungen immer wieder auch Gegenstand von 
Streitigkeiten zwischen den Kassen, die teilweise auf dem 
Gerichtsweg ausgetragen wurden und nunmehr gegebe-
nenfalls in den Archivbeständen dokumentiert sind. 

Die fl ächendeckende Archivierung der AOK-Unterla-
gen spiegelt sich in den 27 Archivbeständen in etwas über 
7.000 Akteneinheiten wider. Diese Quellen bilden unge-
achtet ihres chronistischen Wertes auf der einen Seite So-
zialgeschichte für die einzelnen Regionen ab, auf der an-
deren Seite liefern sie auch das maßgebliche Material für 
vergleichende Untersuchungen.

Zur Gewichtung der historischen Informationsebene 
und der damit verbundenen Einordnung des Quellen-
werts wird nachfolgend die Geschichte der AOK in West-
falen-Lippe kurz skizziert. Hier zeigen sich die jeweiligen 
Parallelen zu den als archivwürdig eingestuften Akten der 
Kernüberlieferung.

Abriss über die historische Entwicklung 
der Allgemeinen Ortskrankenkassen in 
Westfalen-Lippe als Träger der Gesetzlichen 
Krankenversicherung

Ausgangssituation
Die Geschichte der Allgemeinen Ortskrankenkassen in 
Westfalen-Lippe beginnt mit der Bismarckschen Sozialge-
setzgebung, die u. a. erstmals die Einrichtung einer gesetz-
lichen Krankenversicherung für Arbeiter vorsah. Das »Ge-
setz betreff end die Krankenversicherung der Arbeiter« war 
am 15. Juni 1883 vom Reichstag beschlossen worden und 
trat am 1. Dezember 1884 in Kraft.14

In der Zeit vor Bismarcks Sozialgesetzgebung gab es 
kein Gesetz, dass die Versorgung kranker Arbeiter fl ächen-
deckend und berufsübergreifend regelte. Es existierte eine 
Vielzahl von Kranken-, Hilfs- und Unterstützungskassen 
verschiedener Träger. Aufgrund einer fehlenden gesetz-
lichen Grundlage variierten Organisation, Leistungen und 
Beiträge dieser Kassen im Vergleich erheblich.15

Eine umfassende Vereinheitlichung der Krankenversi-
cherung und des Krankenkassenwesens erfolgte erst durch 

14 Vgl. Hans Töns, Hundert Jahre gesetzliche Krankenversicherung 
im Blick der Ortskrankenkassen, hrsg. vom Bundesverband der 
Ortskrankenkassen, Bonn 1983, S. 5; Reichsgesetzblatt (RGBl.) 1883, 
S. 73 ff.

15 Vgl. Horst Peters, Die Geschichte der sozialen Versicherung, Bonn-
Bad Godesberg 1974, S. 29–36.

Archivbestände während der Bearbeitung im LWL- Archivamt für 
Westfalen. Links im Bild ein verzeichneter  Bestand, daneben ein 
zudem magazintechnisch bearbeiteter und verpackter Bestand.
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das Bismarcksche Krankenversicherungsgesetz. Hierbei lag 
der Schwerpunkt in der Einführung einer gesetzlichen Ver-
sicherungspfl icht für die Arbeiter. Träger der neuen gesetz-
lichen Krankenversicherung waren neben den Gemeinde-
versicherungs-, Betriebs-, Bau- und Innungskrankenkassen 
sowie den Knappschafts- und Hilfskassen auch die Orts-
krankenkassen.16

Gliederung der Kassenbezirke
Mit dem Bismarckschen Krankenversicherungsgesetz wur-
den die Gemeinden berechtigt, für die in ihrem Bezirk be-
schäftigten versicherungspfl ichtigen Personen eine Orts-
krankenkasse zu errichten. Ebenso konnten Gemeinden 
auf Antrag zur Errichtung einer Ortskrankenkasse ver-
pfl ichtet werden. So organisierten sich die Ortskranken-
kassen auf der ortsgebundenen Ebene der Gemeinden und 
stellten durch ein lückenloses, räumlich abgegrenztes und 
überschneidungsfreies Netz das Vorhandensein einer Kas-
se sicher.

Die Ortskrankenkassen wurden zunächst nur für ein 
bestimmtes Gewerbe oder eine bestimmte Betriebsart er-
richtet. Waren in einer Gewerbeart nicht ausreichend ver-
sicherungspfl ichtige Personen beschäftigt, konnten dane-
ben aber auch »Gemeinsame Ortskrankenkassen« errichtet 
werden, die dann mehrere oder sogar alle Gewerbe umfass-
ten. Insofern bestanden in den ersten Jahren der gesetzli-
chen Krankenversicherung in einer Gemeinde oft mehre-
re Ortskrankenkassen nebeneinander.17

Mit dem Inkrafttreten der Vorschriften der Reichsversi-
cherungsordnung zur Krankenversicherung am 1.  Januar 
191418 wurde die Verknüpfung der Zuständigkeit der Orts-
krankenkassen mit einem Gewerbezweig oder einer Be-
triebsart grundsätzlich aufgegeben. Es entstanden Allge-
meine Ortskrankenkassen im heutigen Sinne, bei denen 
für die Regelung der Zuständigkeit einzig und allein die 
Abgrenzungen der Kassenbezirke und damit die Grenzen 
der Gemeinden entscheidend waren.19

Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit lösten sich die Kas-
sen in der folgenden Zeit vom Zuschnitt der einzelnen 
Gemeinden und glichen sich in ihrer Organisation durch 
Fusionen den Grenzen der Kreisen an. Im Jahr 1932 be-
standen in Westfalen-Lippe 221 eigenständige Ortskran-
kenkassen, im Jahr 1954 waren es auf demselben Gebiet 
nur noch 50 Kassen.20

Wurden vor allem im Laufe der 1970er-Jahre aufgrund 
kommunaler Neugliederungen einzelne Kreise zusammen-
geschlossen oder Gemeinden einem anderen Kreis zugeord-
net, fusionierten die jeweiligen Kassen anschließend oder 
änderten ihre Kassenbezirke entsprechend. Die Landesre-
gierungen wurden 1972 per Gesetz dazu ermächtigt, durch 
Rechtsverordnungen die Bezirke der Ortskrankenkassen 
den Grenzen der Gebietskörperschaften anzupassen.21

In den 1990er-Jahren begannen sich die Allgemeinen 
Ortskrankenkassen in Deutschland auf der Ebene einzel-
ner Länder oder Landesverbände zu organisieren. Auch die 
Allgemeinen Ortskrankenkassen in Westfalen und Lippe 

fusionierten zum 1. April 1994 zur AOK Westfalen-Lippe. 
Die bis dahin auf Kreisebene bestehenden 27 selbstständi-
gen Allgemeinen Ortskrankenkassen wurden zu 13 Regi-
onaldirektionen unter der Zentraldirektion in Dortmund 
zusammengefasst und verloren ihre Selbstständigkeit.22

Selbstverwaltung
Die Ortskrankenkassen konstituierten sich als Körper-
schaften des öff entlichen Rechts. Ihrer Organisation zu-
grunde lag das Selbstverwaltungsprinzip, nach dem die 
Versicherten die aus Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-
tretern bestehenden Organe der Kasse selbst wählten und 
so unmittelbar an der Verwaltung beteiligt wurden. Die 

16 Vgl. Peters, wie Anm. 15, S. 54–58 sowie §§ 1 bis 4 des Gesetzes be-
treffend die Krankenversicherung der Arbeiter, RGBl. 1883, S. 73–76.

17 Vgl. Töns, wie Anm. 14, S. 46–50 sowie §§ 16 bis 19 des Gesetzes be-
treffend die Krankenversicherung der Arbeiter, RGBl. 1883, S. 79–81.

18 Reichsversicherungsordnung (RVO) vom 19. Juli 1911 (RGBl. 1911 
S. 509 ff., hier: Zweites Buch: Krankenversicherung, S. 540 ff.) i. V. m. 
der Verordnung zur Inkraftsetzung von Vorschriften der RVO vom 
5. Juli 1912 (RGBl. 1912, S. 439 f.).

19 Vgl. Töns, wie Anm. 14, S. 145.
20 Vgl. die Dienstakte des LWL-Archivamtes für Westfalen (Az.: 18 02), in 

der sich die entsprechenden Aufstellungen befi nden.
21 Vgl. Töns, wie Anm. 14, S. 122.
22 Vgl. Satzung der AOK Westfalen-Lippe von 1994 in der Dienstakte des 

LWL-Archivamtes für Westfalen (Az.: 18 02).

Aus einer Werbebroschüre der AOK für den Stadtkreis Herford 
(Kommunalarchiv Herford, AOK Herford Nr. 3456)
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ordnungsgemäße Durchführung der Krankenversiche-
rung wurde durch das Aufsichtsrecht des Staates sicher-
gestellt.23

Als erste Kassenorgane bildeten sich der Vorstand und 
die Generalversammlung. Der Generalversammlung ob-
lag u. a. die Änderungen der Kassenstatuten, die Festset-
zung des Voranschlags sowie die Abnahme der Jahresrech-
nung. Der Vorstand übernahm die laufende Verwaltung 
der Kasse und vertrat diese sowohl gerichtlich als auch au-
ßergerichtlich.24

Mit der Reichsversicherungsordnung wurde die Stel-
lung des Vorstandes dem Vereinsrecht angepasst. Der Vor-
stand vertrat die Kasse weiterhin gerichtlich und außer-
gerichtlich, hatte jetzt aber die Stellung eines gesetzlichen 
Vertreters. An die Stelle der Generalversammlung trat nun 
der Ausschuss.25

In der NS-Zeit wurde die Selbstverwaltung der Kas-
sen aufgehoben. Gemäß des »Gesetzes über den Aufbau 
der Sozialversicherung« vom 5. Juli 193426 stand an der 
Spitze der Verwaltung der Leiter der Kasse. Dieser wur-
de vom Leiter der Landesversicherungsanstalt ernannt und 
vereinigte in sich alle Befugnisse der bis dahin bestehenden 
Organe. Dem Kassenleiter wurde als Beratungsorgan der 
Beirat zur Seite gestellt. Das Versicherungsamt war bei der 
Ausübung seiner Aufsicht über die Krankenkassen nun an 
die Anordnungen des Leiters der Landesversicherungsan-
stalt gebunden.27

Nach Ende des Zweiten Weltkrieges wurde die Selbst-
verwaltung der Krankenkassen durch das »Gesetz über die 
Selbstverwaltung und über Änderungen von Vorschriften 
auf dem Gebiet der Sozialversicherung« vom 22. Februar 
1951 wiederhergestellt.28

Mit dem Vorstand und der Vertreterversammlung wur-
den nun zwei ehrenamtliche Organe eingerichtet. Beide 
waren paritätisch mit Versicherten- und Arbeitgeberver-
tretern besetzt. Die Vertreterversammlung wurde in freien 
und geheimen Sozialwahlen gewählt. Dabei wählten die 
Versicherten und die Arbeitgeber getrennt in ihren Grup-
pen nach Vorschlagslisten. Die Sozialwahlen fanden in der 
Regel alle sechs Jahre, die erste im Jahr 1953, statt.

Zuständig war die Vertreterversammlung u. a. für die 
Festsetzung des Haushaltes, Satzungsänderungen, die Auf-
stellung von Krankenordnungen sowie den Abschluss von 
Vereinbarungen und Verträgen mit anderen Krankenkas-
sen. Zudem oblag der Vertreterversammlung die Wahl des 
Vorstandes nach entsprechenden Vorschlagslisten.

Der Vorstand war u. a. zuständig für Personalangelegen-
heiten, die Prüfung der Jahresrechnungen und die Verwal-
tung der Kasse, soweit nicht laufende Verwaltungsgeschäf-
te betroff en waren. Er stellte Richtlinien auf und konnte 
Organmitglieder entbinden oder entheben. Ferner oblag 
dem Vorstand die Wahl des Geschäftsführers.

Der Geschäftsführer war das einzige hauptamtliche Or-
gan der Kasse. Er gehörte dem Vorstand mit beratender 
Stimme an und führte die laufenden Geschäfte in eigener 
Verantwortung.

Darüber hinaus konnten die Kassen in ihren Satzungen 
die Wahl von Versichertenältesten und Vertrauensmän-
nern für die Arbeitgeber vorsehen. Die Versichertenältes-
ten stellten eine direkte Verbindung zu den Versicherten, 
die Vertrauensmänner eine direkte Verbindung zu den Ar-
beitgebern her. Beide beteiligten sich an der Beratung und 
Betreuung ihrer Klientel.29

Kassenleistungen und Kassensatzung
Mit dem Bismarckschen Krankenversicherungsgesetz von 
1884 waren auch die Mindestleistungen, die Kranken-
kassen zu erbringen hatten, gesetzlich festgelegt worden. 
Vorgeschrieben waren eine Krankenunterstützung, eine 
entsprechende Unterstützung für Wöchnerinnen sowie 
Sterbegeldleistungen. Darüber hinaus konnten die Kassen 

23 Vgl. Töns, S. 48–49.
24 Vgl. Theo Siebeck, Hundert Jahre AOK. Die Krankenversicherung 

im Panorama der Zeit, hrsg. von der AOK, Essen 1984, S. 118 sowie 
§§ 34 bis 37 des Gesetzes betreffend die Krankenversicherung der 
Arbeiter, RGBl. 1883, S. 86 f.

25 Vgl. Siebeck, wie Anm. 24, S. 119.
26 RGBl. 1934 I, S. 577 ff.
27 Vgl. Töns, wie Anm. 14, S. 92 f.
28 Vgl. Anhang »Was war wann? Gesundheitsgesetzgebung seit 1883« 

in: Die Gesundheitskasse. 125 Jahre AOK, hrsg. vom AOK Bundes-
verband, Bonn 2009.

29 Vgl. Siebeck, wie Anm. 24, S. 120.

Auszug aus der Satzung der AOK Dortmund von 1928 
 (Stadtarchiv Dortmund, AOK Dortmund, Nr. 292)
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ihre eigenen Leistungen in einem gesetzlich vorgegebenen 
Rahmen zusätzlich zu den Mindestleistungen noch erhö-
hen und erweitern.30

Jede Krankenkasse hatte ein Kassenstatut zu errichten, 
in dem der Umfang der jeweiligen Kassenleistungen festge-
schrieben wurde. Ferner mussten im Kassenstatut u. a. der 
Mitgliederkreis der Kasse, die Höhe der Beiträge sowie Be-
stimmungen über die Bildung, Zusammensetzung und die 
Befugnisse der Kassenorgane festgelegt werden. Die Kas-
senstatuten bedurften von Anfang an der Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde.31

Ebenso wie die Kassenbezirke im Laufe der Zeit immer 
wieder Veränderungen erfuhren, erweiterten sich durch 
verschiedene Gesetze auch stetig die Zuständigkeitsberei-
che der Allgemeinen Ortskrankenkassen.32

Verbände und Arbeitsgemeinschaften
Den Ortskrankenkassen wurde bereits mit dem Bismarck-
schen Krankenversicherungsgesetz ermöglicht, sich mit 
mehreren oder allen Ortskrankenkassen innerhalb des Be-
zirks einer Aufsichtsbehörde zu einem Verband zusam-
menschließen. Der Verband regelte die Angelegenheiten, 
zu denen die beteiligten Krankenkassen nur in ihrer Ge-
samtheit in der Lage waren. So kümmerten sich die Ver-
bände u. a. um den Abschluss gemeinsamer Verträge mit 

Ärzten, Apotheken und Krankenhäusern. Auch die Anlage 
und der Betrieb von gemeinsamen Heil- und Pfl egeanstal-
ten konnten durch einen Kassenverband erfolgen.33 Dane-
ben bildeten sich ebenfalls bezirkliche Zusammenschlüsse 
von Ortskrankenkassen bis zur Landesebene. Diese berie-
ten Krankenkassen in Rechtsfragen und bei der Gestal-
tung der Verwaltung.34 Auf Reichsebene wurde 1894 in 
Frankfurt am Main der »Centralverband von Ortskran-
kenkassen im Deutschen Reich« gegründet, der sich 1911 
in »Hauptverband deutscher Ortskrankenkassen« umbe-
nannte und sich hauptsächlich mit sozialpolitischen Fra-
gen befasste. Daneben entstand 1912 der »Gesamtverband 
deutscher Krankenkassen«, dem neben Ortskrankenkassen 
auch andere gesetzliche Krankenkassen angehörten. Bei-
de Spitzenverbände vereinigten sich 1933 zum »Reichs-
verband deutscher Ortskrankenkassen«.35

Entsprechend dem föderalen Systems der Bundesrepu-
blik wurden mit dem »Gesetz über die Verbände der ge-
setzlichen Krankenkassen und Ersatzkassen« vom 17. 
August 195536 Landes- und Bundesverbände der Kranken-
kassen eingeführt. Unterhalb des daraufhin neu errichte-
ten Bundesverbandes der Ortskrankenkassen organisier-
te sich für die Ortskrankenkassen in Westfalen und Lippe 
der Landesverband der Ortskrankenkassen Westfalen-Lip-
pe mit Sitz in Dortmund. Während die Landesverbände 
die Kassen in Fragen der Rechtsanwendung und der Ver-
waltung berieten und den Verbandsbezirk betreff ende Auf-
gaben wahrnahmen, vertrat der Bundesverband die Orts-
krankenkassen in Angelegenheiten des Gesamtsystems der 
Ortskrankenkassen nach außen. 37

Unterhalb des Landesverbandes bildeten die Allgemei-
nen Ortskrankenkassen in Westfalen-Lippe überregionale 
Arbeitsgemeinschaften in Südwestfalen, im Ruhrgebiet, in 
Ostwestfalen-Lippe und im Münsterland für die Erörte-
rung regional bedingter Th emenschwerpunkte. Vor dem-
selben Hintergrund bildeten sich darüber hinaus auch Ar-
beitsgemeinschaften aller gesetzlichen Krankenkassen in 

30 Vgl. Peters, wie Anm. 15, S. 58 sowie §§ 20 und 21 des Gesetzes 
betreffend die Krankenversicherung der Arbeiter, RGBl. 1883, S. 81 f.

31 Vgl. §§ 23 und 24 des Gesetzes betreffend die Krankenversicherung 
der Arbeiter, RGBl. 1883, S. 82 f.

32 Beispielhaft zu nennen sind hier u. a. das Gesetz über die Verbes-
serung der Leistungen in der Rentenversicherung vom 24. Juli 1941 
(RGBl. I 1941, S. 443 f.), durch das die Krankenversicherung der Rent-
ner mit der AOK als Träger eingeführt wurde; das Gesetz zur Kran-
kenversicherung der Landwirte vom 10. August 1972 (BGBl. I 1972, 
S. 1433 ff.), das die Versicherungspfl icht für selbstständige Landwirte, 
mitarbeitende Familienangehörige und Altenteiler begründete; die Ge-
setze über die Sozialversicherung Behinderter vom 7. Mai 1975 (BGBl. 
I 1975, S. 1061 ff.) und über die Krankenversicherung der Studenten 
vom 24. Juni 1975 (BGBl. I 1975, S. 1509), durch die Behinderte und 
Studenten Mitglieder des Kreises gesetzlich Versicherter wurden; 
das Künstlerversicherungsgesetz vom 27. Juli 1981 (BGBl. I 1981, 
S. 705 ff.), das die Sozialversicherung für Künstler und Publizisten ab 
dem 1. Januar 1982 einführte.

33 Vgl. Töns, wie Anm. 14, S. 57 sowie § 46 des Gesetzes betreffend die 
Krankenversicherung der Arbeiter, RGBl. 1883, S. 90.

34 Vgl. Töns, wie Anm. 14, S. 146.
35 Vgl. Töns, wie Anm. 14, S. 146–147.
36 BGBl. I 1955, S. 524 ff.
37 Vgl. Anhang »Was war wann?«, wie Anm. 28, sowie Töns, wie Anm. 14, 

S. 147.

Auszug aus dem Voranschlag der AOK des  Kreises Lippstadt 
für das Jahr 1929 (Kreisarchiv Soest, L4 AOK  Lippstadt-Soest 
Nr. 201)
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den einzelnen Kreisen, durch die zusätzlich ein Austausch 
mit anderen gesetzlichen Krankenkassen ermöglicht wur-
de.

Zusammenfassung und Ausblick
Die Unterlagen Allgemeiner Ortskrankenkassen sind auf-
grund ihrer ursprünglichen lokalen Kleinteiligkeit und der 
daraus resultierenden lokal/regional geprägten Überliefe-
rung für eine Archivierung in Kommunalarchiven präde-
stiniert. Die Überlieferungsspanne bezieht sich dabei auf 
die Zeit von der Bismarkschen Sozialgesetzgebung und 
dem Inkrafttreten der gesetzlichen Krankenversicherung 
im Jahr 1884 bis zur grundlegenden Organisationsände-
rung der Allgemeinen Ortskrankenkassen in Westfalen-
Lippe 1994. Für diese Zeit ist der Überlieferung aufgrund 
der Selbstständigkeit der Ortskrankenkassen ein sozial- 
und wirtschaftsgeschichtlich hoher Wert beizumessen. In 
der nachfolgenden Zeit fällt vor Ort in den AOK-Regio-
naldirektionen grundsätzlich kein archivwürdiges Verwal-
tungsschriftgut mehr an.

Zur archivischen Sicherung der in den Allgemeinen 
Ortskrankenkassen befi ndlichen historischen Überliefe-
rung hat das LWL-Archivamt eine Vermittlerrolle zwi-
schen den westfälischen Kommunalarchiven und der AOK 
Westfalen-Lippe eingenommen. Die Verhandlungen mün-
deten in einer Kooperationsvereinbarung, in deren Folge 
die noch in den Altregistraturen der AOK-Regionaldirek-
tionen befi ndliche zentrale Kernüberlieferung der bis 1994 
selbstständigen Kassen ausgesondert, erschlossen und ma-
gazintechnisch bearbeitet und anschließend den beteilig-
ten Kommunalarchiven als Depositum der AOK Westfa-
len-Lippe überstellt wurde. 

Ungeachtet der verlängerten Sperrfristen für die Ein-
sichtnahme der Protokollbücher der Selbstverwaltungs-
organe und der Akten zu den Sozialwahlen, ist für die 
Forschung damit eine umfassende Quellengrundlage ge-
schaff en worden, die es ermöglicht, zu vielen Th emen aus 
dem Vollen zu schöpfen. Die Archive profi tieren durch 
die Erweiterung ihres Dokumentationsprofi ls, der sinn-
vollen Ergänzung der Bestandstektonik und der Möglich-

keit, der interessierten Öff entlichkeit vor Ort die Quel-
len zur Verfügung stellen zu können. Für die Allgemeine 
Ortskrankenkasse Westfalen-Lippe bedeutet die Überliefe-
rungssicherung neben der archivgesetzlichen Komponen-
te die Wahrung von Tradition und Kontinuität und somit 
die transparente und nachhaltige Dokumentation von Be-
ständigkeit.

Mit der Auslieferung des letzten AOK-Bestandes an das 
entsprechende Kommunalarchiv sind die Ziele der Koope-
rationsvereinbarung zwischen der AOK-Zentraldirektion 
und dem LWL-Archivamt erfüllt. Es wurde großer Wert 
darauf gelegt, den persönlichen Kontakt zwischen den Bü-
roleitern der AOK-Regionaldirektionen und den Archiv-
leitern vor Ort herzustellen. Der Kontakt ist wichtig, da 
nicht vollkommen auszuschließen ist, dass in Einzelfäl-
len noch Akten auftauchen, die unter die Vorgaben der 
Kooperationsvereinbarung fallen. Insbesondere die Ak-
ten aus dem Bereich der Bauverwaltung und die Personal-
akten der Geschäftsführer, die bisher nicht übernommen 
wurden, sollen so im Aussonderungsfall in die bestehen-
den Archivbestände integriert werden. Darüber hinaus soll 
bei zukünftigen Aussonderungen im Bereich der Mitglieds- 
und Arbeitgeberkarteien die Beteiligung der Kommunal-
archive gewährleistet werden. Eine Übernahme von Kar-
teien fällt jedoch nicht mehr unter die Bestimmungen der 
Kooperationsvereinbarung und ist direkt zwischen der je-
weiligen Regionaldirektion und den Kommunalarchiven 
zu klären. ■
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